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I. Perſönliche Angelegenheiten. 


Im Miniſterium für Handel und Gewerbe waltung des dortigen Gewerbeaufſichtsamts 

iſt der Miniſterialdirigent Schulze zum beauftragt worden. 

Miniſterialdirektor ernannt worden. 5 

— Der Lehrer Dipl.-Ing. Jahn in Deutſch⸗ 
Der Gewerberat Marezinowski in Krone iſt zum Studienrat an der Staat⸗ 

Magdeburg iſt zum 1. Februar d. Is. lichen Baugewerkſchule in Deutſch-Krone 

nach Wandsbek verſetzt und mit der Ver- ernannt worden. 


II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


Erl. d. M. f. H. vom 27. Januar 1926 Nr. III 306, 1 891, 16 142, betr. Verwaltungs⸗ 
gebühren. 


Die Gebühren für die Amtshandlungen auf Grund der demnächſt zu erlaſſenden 
neuen Polizeiverordnung über den Verkehr mit Mineralölen und Mineralölmiſchungen 
(Mineralöl⸗Verkehrs⸗Verordnung), deren Entwurf durch die Erlaſſe vom 15. September 1925 
— III 7083/1 6 1808/ a 9483 M. f. H.; II D 1332 M. d. J. — und vom 8. Dezember 1925 
— III 9875/18 2339 / Wa 12641 / b 7. 15. 3763 M. f. H.; IID 1332 II M. d. J. — 
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bekannt gegeben iſt, können nicht mehr nach Nr. 46 des Gebührentarifs zur Gebühren⸗ 
ordnung für die Handels- und Gewerbeverwaltung vom 26. Mai 1924 (HM Bl. S. 159), 
25. Februar 1925 (HM Bl. S. 39) bzw. nach Tarif Nr. 39 der Berggebührenordnung vom 
24. Oktober 1924 (HM Bl. S. 281) in der durch den Runderlaß des Herrn Finanzminiſters 
vom 15. Auguſt 1925 — II 223311 — abgeänderten Faſſung (PrBeſBl. S. 181) bemeſſen 
werden, da dieſe Tarifſtellen nur Amtshandlungen betreffen, die ſich auf die Polizei⸗ 
verordnung von 1902 (Normalentwurf vom 28. Auguſt 1902 — HMBl. S. 336 —) 
ſtützen. Da zurzeit Erwägungen über eine allgemeine Neuregelung der Gebührentarife 
ſchweben, habe ich von einer Neufaſſung der Nr. 46 bzw. 39 einſtweilen Abſtand genommen. 

Bis auf weiteres ſind die Gebühren für die nach der neuen Mineralöl-Verkehrs⸗ 
Verordnung vorzunehmenden Amtshandlungen auf Grund von Nr. 3 des Tarifs zur 
allgemeinen Verwaltungsgebührenordnung vom 29 Dezember 1923 (GS. 1924 S. 1) 
und vom 3. Januar 1925 (GS. S. 1) zu erheben. (Vgl. Erlaß des Herrn Preußiſchen. 
Finanzminiſters vom 15. Auguſt 1925 — IIe 2233 II — PrBeſBl. S. 181.) 

Im Rahmen der Tarifſtelle Nr. 3 der allgemeinen Verwaltungsgebührenordnung 
erſuche ich im einzelnen folgende Gebühren zu erheben: 


Gebühr 
B.. 


Gebührenpflichtige Amtshandlung 


a) Erlaubnis zur Lagerung von Mineralölen: 
1. durch Ortspolizeibehörden bzw. Bergrevierbeamte (Pol VO, 
entſprechend dem durch Erlaſſe vom 15. September und vom 
8. Dezember 1925 mitgeteilten Normalentwurf — HMBl. 1925 
S. 283 und 9% , 3 , ee 15-30 
2. durch Landespolizeibehörden bzw. Oberbergämter (§ 8, § 12 


e e, Sa e e - 11 5 5 30—60 
b) Genehmigung von Ausnahmen von den Vorſchriften über den 
Verkehr mit Mineralölen (8 18 a. a. O.) u 10—60 


c) Allgemeine Anerfennung 

1. beſtimmter Bauarten von Lagerungsanlagen, Zapfſtändern und 
Straßentankwagen als ſolche, die den Bedingungen der Pol VO. 
und der Grundſätze für Wegfall der Schutzſtreifen genügen 
(Zi 2 der lage zu ß Ai 8 100-150 

2. von Einzelheiten an Lagerungsanlagen, Zapfſtändern, Straßen⸗ 
tankwagen und von Lampen für Mineralöllager (Ziff. 2 der 
Anlage zu d ae er 

Dazu bemerke ich noch folgendes: 

Wenn die Bauart der Lagerungsanlage (und des Zapfſtänders) bereits allgemein 
anerkannt iſt, ſo ſind grundſätzlich die vorgeſehenen Mindeſtbeträge zu erheben. Höhere 
Gebühren ſollen in der Regel nur dann erhoben werden, wenn die Prüfung ein beſonderes 
Maß von Arbeit oder Koſten erfordert. 

Die Feſtſetzung von Gebühren für Prüfungen gemäß Abſchnitt III der Grundſätze 
für die techniſche Durchführung der Mineralöl-Verkehrs⸗Verordnung bleibt der freien 
Vereinbarung des Herſtellers oder Beſitzers der Anlage mit dem Sachverſtändigen überlaſſen. 

Abdrucke für die Gewerbeaufſichtsbeamten bzw. für die Oberbergämter ſind beigefügt. 


en Neher 


An die Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten 
in Berlin und an die Oberbergämter. 
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Erl. d. M. f. H. vom 19. Januar 1926 Nr. IIIa 100, betr. Steuerpflicht der Vergütungen 
der Vorſitzenden und Beiſitzer der Schlichtungsausſchüſſe und arbeitsgerichtlichen Kammern. 
Mit Beziehung auf die Runderlaſſe vom 28. Januar 1924 — IIIa 192 
(HOME. S. 64) und 26. Mai 1924 — Alla 1341 — Ziff. VIII (PrBeſBl. 
S. 198/200). Eine Anlage. 
Das nachſtehend abgedruckte Rundſchreiben des Herrn Reichsarbeitsminiſters vom 
7. Januar 1926 — IIIA 8715/25 — iſt zu beachten. 
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Die Neuregelung tritt mit Wirkung vom 1. Februar 1926 in Kraft. Die Herren 
Regierungspräſidenten (in Berlin: den Herrn Oberpräſidenten) erſuche ich, im Rahmen der 
Befugniſſe als Aufſichtsbehörde der Schlichtungsausſchüſſe die ordnungsmäßige Durch⸗ 
führung des Steuerabzugs zu überwachen. 

Abdrucke für die Vorſitzenden der Schlichtungsausſchüſſe und arbeitsgerichtlichen 
Kammern ſind angeſchloſſen. 

J. A.: von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Berlin 
Charlottenburg. 


Abſchrift. 
Der Reichsarbeitsminiſter. Berlin, den 7. Januar 1926. 


Nach Ziffer VIII meines Rundſchreibens vom 15. Mai 1925 — III A 3611 — 
(RArbBl. 1924 Nr. 11 S. 203 des amtlichen Teils und RBeſBl. 1924 S. 166 Nr. 918) 
iſt ein Viertel der Monatsvergütung oder der Sitzungsgebühr der nebenamtlich tätigen 
Vorſitzenden von Schlichtungsausſchüſſen als Aufwandsentſchädigung anzuſehen und des⸗ 
wegen ſteuerfrei. Außerdem iſt beſtimmt, daß der ſteuerpflichtige Teil nicht nur von Mo⸗ 
natsvergütungen, ſondern auch von Sitzungsgebühren durch Steuerabzug vom Arbeitslohn 
zur Beſteuerung heranzuziehen iſt. Dieſe Regelung weicht nach einer Mitteilung des Herrn 
Reichsminiſters der Finanzen vom 19. Dezember 1925 — IB 21 998 — von den Grund⸗ 
ſätzen ab, die von ihm bereits ſeit Mitte des Jahres 1924 bei der Feſtſetzung derartiger 
Vergütungen einheitlich durchgeführt worden ſind. Danach wird höchſtens ein Fünftel 
der Monatsvergütungen und Sitzungsgebühren als Aufwandsentſchädigung im Sinne des 
8 36 Abſ. 2 Nr. 1 des Einkommenſteuergeſetzes angeſehen. Ferner wird der ſteuerpflichtige 
Teil (vier Fünftel) nur bei Monatsvergütungen durch Lohnſteuerabzug zur Steuer heran⸗ 
gezogen, weil nur in dieſen Fällen ein Dienſtverhältnis angenommen wird. Sitzungsgebühren 
werden dagegen nicht als Bezüge aus einem Dienſtverhältnis angeſehen. Soweit fie ſteuer⸗ 
pflichtig ſind (vier Fünftel), gelten ſie als Einkünfte im Sinne des § 35 des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes, die nicht dem Steuerabzug unterliegen, ſondern durch Veranlagung zur 
Beſteuerung heranzuziehen ſind. 

Zur Herbeiführung einer einheitlichen Regelung der Steuerpflicht wird daher Ziffer VIII 
meines Rundſchreibens vom 15. Mai 1925 — IIIA 3611 — wie folgt abgeändert: 

„VIII. Von der Monatsvergütung oder der Sitzungsgebühr nebenamtlich 
tätiger Vorſitzenden oder ſtellvertretenden Vorſitzenden iſt ein Fünftel als Auf⸗ 
wandsentſchädigung im Sinne des § 36 Abſ. 2 Nr. 1 des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes anzuſehen und deswegen ſteuerfrei. Der übrige Teil (vier Fünftel) 
unterliegt der Beſteuerung, und zwar bei Monatsvergütungen durch 
Steuerabzug, bei Sitzungsgebühren auf dem Wege der Veranlagung. 
Erhält ein Vorſitzender neben der Sitzungsgebühr noch ein beſonderes Reiſe⸗ 
tagegeld, ſo unterliegt die volle Sitzungsgebühr, dagegen nicht das Reiſetage⸗ 
geld der Einkommenſteuer auf dem Wege der Veranlagung. 

Die Aufwandsentſchädigung der Beiſitzer iſt von der Einkommenſteuer 
befreit. 

Dieſe Regelung tritt am 1. Februar 1926 in Kraft.“ 


J. A.: (Unterſchrift.) 


An die Landesregierungen. 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handelsvertretungen. 
Induſtrie⸗ und Handelskammer zu Stettin. 


Durch Erlaß vom 20. d. Mts. ift die Umwandlung der Korporation der Vorſteher 
der Kaufmannſchaft zu Stettin unter gleichzeitiger Auflöſung der Induſtrie- und Handels⸗ 
kammer zu Swinemünde in eine Induſtrie⸗ und Handelskammer mit dem Sitze in Stettin 
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genehmigt worden. Sie führt den Namen Induſtrie-⸗ und Handelskammer zu Stettin. 
Ihr Bezirk umfaßt den Regierungsbezirk Stettin, alſo auch den Bezirk der bisherigen 
Induſtrie- und Handelskammer Swinemünde. Die Zahl der Mitglieder iſt auf 37 feſt⸗ 
geſetzt. Die Konſtituierung der neuen Induſtrie- und Handelskammer wird demnächſt 
erfolgen. Damit hat die letzte Korporation der Kaufmannſchaft zu beſtehen aufgehört. 


2. Handels verkehr. 


Ermächtigung zur Ausſtellung von Lagerſcheinen. 


Die ſtaatliche Ermächtigung“) zur Ausſtellung von Lagerſcheinen iſt am 14. Januar 
1926 der Firma Koch & Co. in Duisburg erteilt worden. 


3. Schiffahrts angelegenheiten. 


Erl. d. M. f. H. vom 22. Januar 1926 Nr. Va 602, betr. Befugnis zur Ausübung des 
Schiffergewerbes. 


Das Seeamt zu Hamburg hat durch ſeinen Spruch vom 31. Dezember 1925, betreffend 
die Strandung des Fiſchdampfers „Siegfried“, dem Führer dieſes Fahrzeuges, Schiffer 
auf kleiner Fahrt und Inhaber eines Befähigungszeugniſſes zum Führer von Fahrzeugen 
in mittlerer Hochſeefiſcherei, Heinrich Conrad Raths, geb. am 1. Januar 1890 zu 
Cuxhaven, die Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes entzogen. 

Das Befähigungszeugnis des Genannten zum Schiffer auf kleiner Fahrt iſt von dem 
Regierungspräſidenten zu Stade vom 17. Dezember 1920, das zum Führer von Fahrzeugen 
in mittlerer Hochſeefiſcherei von dem Regierungspräſidenten in Schleswig am 26. März 1924 


ausgeſtellt. 
J. A.: Gohlke. 


An den Herrn Oberpräſidenten — Waſſerbaudirektion — in Stettin und die Herren 
Regierungspräſidenten in Königsberg i. Pr., Marienwerder, Schleswig, Lüneburg, Stade, 
Osnabrück, Aurich, Düſſeldorf und Köln. 


Erl. d. M. f. 5. vom 22. Januar 1926 Nr. Wa 770, betr. Befugnis zur Ausübung des 
Schiffergewerbes. 
Im Anſchluß an den Erlaß vom 15. Dezember v. Is. — Va 13813 — (SM Bl. 1926 S. 4). 

Dem Führer des Fiſchdampfers „Hans von Pritzbuer“, Kapitän Wilhelm Kaiſer, 
iſt auch ſein Befähigungszeugnis zum Schiffer auf kleiner Fahrt, ausgeſtellt in Stade am 
23. März 1908, entzogen worden. 

J. A.: Gohlke. 


An den Herrn Oberpräſidenten — Waſſerbaudirektion in Stettin und die Herren Regierungs⸗ 
präſidenten in Königsberg i. Pr., Marienwerder, Schleswig, Lüneburg, Stade, Osnabrück, 
Aurich, Düſſeldorf, Köln. 


Erl. d. M. f. H. vom 27. Januar 1926 Nr. III 11 118/25, IV 576, Va —. betr. Druck⸗ 
ſchriften für Kauffahrteiſchiffe. 

Die Druckſchrift „Steinkohlenladungen in Kauffahrteiſchiffen nebſt 2 Anhängen: 
1. Verſchiffung von Braunkohle und 2. Behandlung von Bunkerkohle“ iſt im Auftrage des 
Reichswirtſchaftsminiſteriums neu bearbeitet worden und kann von der Reichsdruckerei in 
Berlin SW 68, Oranienſtraße 91, zum Preiſe von 0,20 R% bezogen werden. Die Schrift 
ſoll nach den neuen Unfallverhütungsvorſchriften der Seeberufsgenoſſenſchaft (Anmerkung 
zu § 104) auf jedem Kohlen aufnehmenden Schiff vorhanden ſein. 

Ich beabſichtige, den Muſterungsbehörden, den Seefahrtſchulen ſowie den Schiffs⸗ 
ingenieur⸗ und Seemaſchiniſtenſchulen zur koſtenfreien Verteilung an die Führer, Steuer⸗ 


*) Wegen der weiteren Ermächtigungen vgl. HMBI, von 1925 S. 196. 
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leute und Maſchiniſten der zum Kohlentransport dienenden deutſchen Kauffahrteiſchiffe die 
erforderlichen Abdrucke zu überweiſen. Ich erſuche Sie, den erforderlichen Bedarf be— 
ſchleunigt bei mir anzumelden. 
J. V.: Dönhoff. 


An den Herrn Oberpräſidenten (Waſſerbaudirektion) in Stettin und an die Herren 
Regierungspräſidenten in Königsberg i./Pr., Marienwerder, Stettin, Schleswig, Stade, 
Aurich, Osnabrück, Lüneburg, Köln und Düſſeldorf. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 


Erl. d. M. f. H. vom 14. Januar 1926 Nr. III 81, betr. Azetylenentwickler, die nach der 
früheren Azetylenverordnung zugelaſſen und abgeſtempelt ſind. 


Einer an die Regierungen der Länder gerichteten Bitte des Deutſchen Azetylenaus⸗ 
ſchuſſes entſprechend erſuche ich, bei den nach der früheren Azetylenverordnung zugelaſſenen 
Azetylenentwicklern folgendermaßen zu verfahren: 

A. Nach der früheren Verordnung zugelaſſene und abgeſtempelte J- oder A-Apparate 

I. find, wie die neuen P Apparate, freizügig bei Verlegung innerhalb des Betriebes 
und bei vorübergehender Inbetriebſetzung (vgl. § 2 Abſ. 1 der Azetylenver⸗ 
ordnung) im Bezirk anderer Ortspolizeibehörden. Vorausſetzung für ſolche 
Freizügigkeit bildet das Vorhandenſein der erſten Abnahmebeſcheinigung, die für 
ſolche Entwickler alſo an die Stelle des Abſtempelungsſcheines treten würde; 

II. müſſen bei der Ortspolizeibehörde unter Vorlegung der Abnahmebeſcheinigung 
angemeldet werden (vgl. § 21 Abſ. IV a. a. O.), wenn fie an einen anderen 
Beſitzer (Betrieb) übergehen, oder wenn ſie in einem anderen Betriebe desſelben 
Beſitzers nicht nur vorübergehend aufgeſtellt werden. 

Alte J- und A-Apparate, die nach ihrer Abnahme irgendwie weſentlich verändert 
worden ſind, können nicht mehr als zugelaſſene Entwickler behandelt werden; ſie ſind dann 
in jedem Falle erneut abzunehmen. 

B. Entwickler mit einem Syſtemzeugnis des Deutſchen Azetylenvereins und Entwickler 
ohne Zeugnis, die am Aufſtellungsort vom zuſtändigen Sachverſtändigen abgenommen 
worden ſind, bedürfen bei jeder Verlegung einer erneuten Abnahme. 

C. Abgeſtempelte Kleinentwickler und Fackeln alter Art bleiben wie bisher von jeder 
Anmelde- und Abnahmeverpflichtung befreit, ſolange weſentliche Veränderungen an ihnen 
nicht vorgenommen werden. 

Abdrucke für die Gewerbeaufſichtsbeamten find beigefügt. 

Die Dampfkeſſelüberwachungsvereine werden beſonders benachrichtigt. 


J. A.: von Meyeren. 
An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin und zur 


Kenntnis an den Zentralverband der Preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereine in 
Wernigerode a. H. 


2. Dampfkeſſelweſen. 
Erl. d. M. f. D. vom 26. Januar 1926 Nr. III 710, 16 158, betr. regelmäßige Unter⸗ 
ſuchungen von Dampfkeſſeln (§ 31 Abſ. VII und § 36 Abſ. IV der Keſſelanweiſung). 

Zur Behebung mehrfach aufgetauchter Zweifel hinſichtlich der Unterſuchung von 

Dampfkeſſeln teile ich Folgendes mit: 
1. Zu 831 Abſ. VII Prüfungsfriſten nach Außerbetriebſetzung. 

Zu falſchen Schlüſſen führt die mehrfach verſuchte Auslegung des § 31 Abſ. VII 
unter Zuhilfenahme von Abſ. VI Satz 2 Teil 2: „ſie (die Prüfungsfriſten) können vom 
Tage der letzten gleichartigen Unterſuchung ab gerechnet werden, wenn dadurch die Geſamt— 
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zahl der Reviſionen von der Abnahme an gerechnet nicht vermindert wird“. Abſ. VII iſt 
ohne Berückſichtigung dieſes Satzes folgendermaßen auszulegen: 

a) Satz 1 gilt für Außerbetriebſetzungen bis zur Dauer von zwei Jahren. Er wird 
leichter verſtändlich, wenn man die Worte: „bis zur Dauer von zwei Jahren“ 
unmittelbar hinter die erſten neun Worte ſetzt: „Wenn ein Keſſel auf die Dauer 
mindeſtens eines Jahres bis zur Dauer von zwei Jahren vollſtändig außer 
Betrieb geſetzt und dem zuſtändigen Keſſelprüfer entſprechende Anzeige gemacht 
wird, jo iſt die Zeit des angemeldeten Stillſtandes bei Berechnung der Prü⸗ 
fungsfriſten außer Anſatz zu bringen.“ 

Beiſpiel 1: Die erſte techniſch⸗polizeiliche Abnahme eines im ſtaatlichen 
Auftrage zu überwachenden Dampfkeſſels iſt 1920, die erſte innere Unterſuchung 
iſt 1924 (1920 + 4) vorgenommen worden. Eine innere Unterſuchung ver⸗ 
bunden mit Waſſerdruckprobe würde 1928 (1920 8) fällig fein. Jedoch ſoll 
der Keſſel für volle zwei Jahre (1926 und 1927) außer Betrieb gemeldet und erſt 
1928 wieder in Betrieb genommen werden. Dann iſt die innere Unterſuchung 
verbunden mit Waſſerdruckprobe erſt 1930 (1920 2 8), die folgende innere 
Unterſuchung 1934, die folgende Waſſerdruckprobe 1938 auszuführen, und ſo fort. 
Abſ. VII Satz 3 lautet: „Nach einer Betriebsunterbrechung von mehr 
als zweijähriger Dauer darf der Betrieb erſt nach Vornahme einer inneren, 
mit Waſſerdruckprobe verbundenen amtlichen Unterſuchung wieder eröffnet werden.“ 
Dieſer Satz iſt unabhängig von dem vorhergehenden Satz 1 auszulegen. Er 
würde zweckmäßig auch äußerlich ſchärfer von ihm getrennt werden. 

Beiſpiel 2: Die erſte techniſch⸗polizeiliche Abnahme iſt 1920, die erſte 
innere Unterſuchung 1924 vorgenommen worden. Eine innere Unterſuchung 
verbunden mit Waſſerdruckprobe würde 1928 fällig ſein. Jedoch wird der 
Keſſel nach Friſtung gemäß § 49 Abſ. 3 GO. für volle drei Jahre (1928, 1929 
und 1930) außer Betrieb geſetzt. Die Wiederinbetriebnahme (im Jahre 1931) 
darf dann gemäß § 31 Abſ. 7 Satz 3 der Keſſelanweiſung erſt nach einer 
inneren Unterſuchung verbunden mit Waſſerdruckprobe erfolgen. Vom Zeit⸗ 
punkt dieſer Unterſuchung ab können unter Berückſichtigung von § 31 Ab}. v! 
letzter Satz letzter Teil a. a. O. die Prüfungsfriſten neu berechnet werden; 
eine innere Unterſuchung iſt alſo 1935 (1931 + 4), eine innere Unterſuchung 
und Waſſerdruckprobe 1939 (1931 8) vorzunehmen, und jo fort. 

Beiſpiel 3: Wird abweichend von Beiſpiel 2 keine Friſtung erteilt, ſo 
erliſcht die Genehmigung nach einem Stillſtand von mindeſtens drei vollen 
Jahren (1928, 1929 und 1930) gemäß § 49 Abſ. 3 GO. im Jahre 1931; vor 
der Wiederinbetriebnahme iſt eine Neugenehmigung und eine lechniſch-polizeiliche 
Abnahme nach Bauprüfung und Waſſerdruckprobe (vgl. 8 12 Abf. 1 der all⸗ 
gemeinen polizeilichen Beſtimmungen) erforderlich. Wird die Abnahme 1931 vor⸗ 
genommen, jo laufen von dieſem Zeitpunkt ab die Prüfungsfriſten gemäß § 31 
Abſ. VI Satz 2 Teil 1 der Keſſelanweiſung, wie in Beiſpiel 2 (innere Unter⸗ 
ſuchung 1935, innere Unterſuchung und Waſſerdruckprobe 1939 und ſo fort). 

Da Dampfkeſſel auch bei Nichtbenutzung infolge unſachgemäßer Pflege 
erheblich beſchädigt werden können, machen die Keſſelprüfer die Keſſelbeſitzer 
vielfach auf die erforderlichen Schutzmaßnahmen aufmerkſam. Bei den außer⸗ 
ordentlichen Unterſuchungen nach längeren Außerbetriebſetzungen haben die 
Keſſelprüfer ihr beſonderes Augenmerk auf etwa inzwiſchen eingetretene Schäden 
an den Keſſeln zu richten. 


= 


2. Zu 8 36 Abſ. IV Satz 1, erſtmalige Hinausſchiebung der Unterſuchungsfriſten 
bei regelmäßig unterbrochenen (Saiſon- oder Kampagne-) Betrieben. 

Satz 1 lautet: „Bei Anlagen, deren Betrieb nur zu gewiſſer Zeit im Jahre unter- 
brochen werden kann, iſt dieſe, unbeſchadet einer dadurch beim erſten Male bedingten 
Hinausſchiebung der Unterſuchung zu wählen.“ Dieſe Hinausſchiebung kann vom Keſſel⸗ 
prüfer ſelbſtändig — ohne beſondere Genehmigung gemäß § 28 Abf. III — vorgenommen 
werden. Sie muß im Jahresbericht des Keſſelprüfers, ebenſo wie in den Fällen des 8 81 
Abſ. VI, begründet werden. In der Regel wird ſich die Notwendigkeit einer Hinaus⸗ 
ſchiebung ſchon kurze Zeit nach der Inbetriebnahme, alſo ſpäteſtens bei der erſten inneren 
Unterſuchung, herausſtellen. Iſt aber der Keſſel anfangs zu regelmäßigen Zeiten unter⸗ 
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ſucht worden, und ſtellen ſich die in Satz 1 erwähnten Schwierigkeiten (Unmöglichkeit einer 
Betriebsunterbrechung zu den bisherigen regelmäßigen Prüfungszeiten) erſt ſpäter ein, ſo 
kann bei guter Beſchaffenheit des Keſſels die erſtmalige Hinausſchiebung der Unter⸗ 
ſuchung auch dann noch vom Keſſelprüfer ſelbſtändig vorgenommen werden. Falls bei 
abermaliger Anderung der Betriebsverhältniſſe eine weitere erhebliche Hinausſchiebung 
dringend erwünſcht und begründet erſcheint, iſt hierzu eine Genehmigung gemäß § 28 
Abf. III erforderlich. 
u 8 Bei ſchlechter Beſchaffenheit des Keſſels kommt eine Hinausſchiebung der Friſten nicht 
in Frage. 

(Zuſatz zu 1:) Abdrucke zur Verſtändigung der Oberregierungs⸗ und -geiverberäte, 
der Regierungs⸗ und Gewerberäte und der Gewerbeaufſichtsämter ſind beigefügt. 


(Zuſatz zu 2) 420 Abdrucke zur Verſtändigung der Mitgliedsvereine ſind beigefügt. 


J. A.: von Meyeren. 


An 1. die Herren Regierungpräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin und die 
Oberbergämter; 
2. den Zentralverband der Preußiſchen Dampfkeſſelüberwachuugsvereine Wernigerode a. H., 
Harburgſtr. 4; s 
3. die übrigen für die Dampfkeſſelaufſicht in Frage kommenden Stellen. 


Erl. d. M. f. H. vom 28. Januar 1926 Nr. III 93561, betr. Anerkennung von 
Funkenfängern. 


Um über die Zulaſſung von Funkenfängern im Sinne des § 4 Abſ. I Ziff. 1 der 
Polizeiverordnung vom 25. März 1908 (SMBl. S. 131), betreffend Aufſtellung, Be⸗ 
ſchaffenheit und Betrieb von beweglichen Kraftmaſchinen, mit den beteiligten Kreiſen eine 
Verſtändigung zu erzielen, fanden am 21. September 1908 in meinem Miniſterium Ver⸗ 
handlungen ſtatt. An dieſen nahmen außer den Vertretern des Vereins der Fabrikanten 
von landwirtſchaftlichen Maſchinen und Geräten und des Zentralverbandes der Preußiſchen 
Dampfkeſſelüberwachungsvereine auch die Bevollmächtigten der drei Feuerverſicherungs⸗ 
verbände teil. Das Ergebnis dieſer Verhandlungen wurde den beteiligt geweſenen Vereinen 
und Verbänden durch Erlaß vom 3. Oktober 1908 — III 7500 — übermittelt. Dieſem 
Erlaß war eine Tafel mit Zeichnungen von Bauarten der Funkenfänger beigefügt, die bei 
den Beratungen als wirkſame Einrichtungen zur Vermeidung des Funkenauswurfes auf 
Grund der vorgelegten Prüfungszeugniſſe unter Zuſtimmung der Feuerverſicherungsverbände 
anerkannt waren. Beſtimmte Abmachungen über die zukünftige Handhabung des Aner⸗ 
kennungsverfahrens für Funkenfänger wurden bei den Verhandlungen nicht getroffen. Es 
wurden lediglich allgemeine Geſichtspunkte aufgeſtellt, nach welchen die mit den Verſuchen 
beauftragten Sachverſtändigen bei der Prüfung von Funkenfängern zwecks Anerkennung zu 
verfahren haben. Der Gang des Anerkennungsverfahrens zur allgemeinen Zulaſſung 
von Funkenfängern war ſeither gewöhnlich folgender: 


1. Der Antragſteller beantragt beim Miniſterium für Handel und Gewerbe die 
allgemeine Zulaſſung ſeines Funkenfängers als wirkſame Einrichtigung zur Ver⸗ 
meidung des Funkenfluges. Dem Geſuch wird außer genauen Maßzeichnungen 
ſtets auch eine eingehende Beſchreibung beigefügt, in welcher nicht nur die Bauart 
des Funkenfängers beſchrieben wird, ſondern auch genaue Angaben darüber ent⸗ 
halten ſein müſſen, bei welcher Art von Lokomobilen (Größe und Bauart) die 
Einrichtung verwendet werden ſoll. 

2. Das Miniſterium für Handel und Gewerbe beauftragt den hierfür in Frage 
kommenden Dampfkeſſeluberwachungsverein mit der Vornahme eines Vorver— 
ſuchs zur Prüfung der Einrichtung auf ſeine Wirkſamkeit und fordert Bericht 
über das Ergebnis. 

3. Läßt dieſer Bericht die Annahme zu, daß der Funkenfänger wirkſam iſt, ſo beauf⸗ 
tragt das Miniſterium für Handel und Gewerbe einen beamteten Sachverſtändigen 
feiner Verwaltung mit der Durchführung des Haupt verſuches, zu welchem 
außer Sachverſtändigen des Dampfkeſſelüberwachungsvereins auch Vertreter der 
Feuerverſicherungsverbände hinzugezogen werden. 
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4. Fällt der Hauptverſuch für alle an dieſem Beteiligten zufriedenſtellend aus, 
ſo erfolgt die amtliche Anerkennung des Funkenfängers durch das Miniſterium 
für Handel und Gewerbe. 


Das Anerkennungsverfahren zur allgemeinen Zulaſſung von Funkenfängereinrichtungen 

wird nach Anhörung und Zuſtimmung der beteiligten Kreiſe nunmehr, wie folgt, vereinfacht: 

N eric wird in der ſeitherigen Form an mein Miniſterium 
gerichtet. 

2. Der hierfür in Frage kommende Dampfkeſſelüberwachungsverein wird von mir 
beauftragt, nach Durchführung eines kleinen Vorverſuches, falls deſſen 
Ergebnis ihn befriedigt, auch den Hauptverſuch unter Hinzuziehung von Ver⸗ 
tretern der Feuerverſicherungsverbände ſelbſtändig durchzuführen. Ich werde 
den beauftragten Überwachungsverein anweiſen, meinem Miniſterium ſo recht⸗ 
zeitig Mitteilung über den Ort und den genauen Zeitpunkt des geplanten 
Hauptverſuchs zu machen, daß ich einen Beamten meiner Verwaltung zur Teil⸗ 
nahme am Hauptverſuch entſenden kann, falls ich die Angelegenheit für beſonders 
wichtig halte. 

3. Falls der Hauptverſuch nach dem mir eingereichten Berichte alle Beteiligten 
befriedigt, werde ich die amtliche Anerkennung ausſprechen. 

4. War das Ergebnis eines Hauptverſuches, zu dem ich keinen Beamten entſandt 
habe, nach Anſicht der Beteiligten unbefriedigend, ſo ſoll dem Antragſteller die 
Möglichkeit bleiben, eine Wiederholung des Hauptverſuches bei mir zu beantragen, 
zu welchem außer den früher Beteiligten auch ein Beamter meiner Verwaltung 
hinzugezogen wird. 


J. A.: von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin 
und nachrichtlich 
an die übrigen für Dampfkeſſel zuſtändigen Stellen. 


3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 


Erl. d. M. f. H. vom 29. Januar 1926 Nr. III 552, betr. behördliche und tarifliche 
Regelung der Sonntagsarbeit im Handelsgewerbe. 


In Ergänzung meines Erlaſſes vom 18. Februar v. Js. (SMBl. S. 51) erſuche ich, 
bei Zulaſſung allgemeiner Ausnahmen von dem Verbot der Sonntagsarbeit im Handels⸗ 
gewerbe auf Grund der 88 105b Abſ. 2 und 105 GO. die Beteiligten in geeigneter Weiſe 
(3. B. durch einen Hinweis in den Tageszeitungen oder u. U. auch in der Ausnahme⸗ 
genehmigung ſelbſt) darüber aufzuklären, daß die Genehmigung nur die öffentlich⸗ rechtliche 
Zuläſſigkeit einer ſonntäglichen Beſchäftigung von Angeſtellten herbeiführt. Es wird ins⸗ 
beſondere klarzuſtellen ſein, daß die etwa in Tarifverträgen enthaltenen Beſtimmungen über 
die Leiſtung von Sonntagsarbeit für die Tarifbeteiligten ihre Geltung weiter behalten, 
falls dadurch den Arbeitnehmern ein größeres Maß von Sonntagsruhe gewährleiſtet wird, 
als durch die behördliche Regelung, daß aber die tarifvertraglichen Beſtimmungen gegenſtandslos 
ſind, inſoweit ſie Sonntagsarbeit über das behördlich zugelaſſene Maß hinaus vorſehen. 

Ich erſuche, die Ortspolizeibehörden mit entſprechender Anweiſung zu verſehen. — 
Abdrucke dieſes Erlaſſes für die Gewerbeaufſichtsbeamten ſind beigefügt. 


J. A.: v. Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


4. Verkehrs angelegenheiten. 
Erl. d. M. f. H. vom 26. Januar 1926 Nr. Vb 6. 15, 3989, betr. Eiſen⸗ und Eiſenbeton⸗ 
Bauwerke der Kleinbahnen und Privatanſchlußbahnen. 


Nachdem die Deutſche Reichsbahn⸗Geſellſchaft — Hauptverwaltung — die alten Vor⸗ 
ſchriften für die Herſtellung von Eiſenbauwerken durch neue erſetzt und die „Beſtimmungen 
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des deutſchen Ausſchuſſes für Eiſenbeton“ auch für Reichs bahnbauten vorgeſchrieben hat, 
erſuche ich die folgenden neuen Vorſchriften der Reichsbahn: 
Grundſätze für die bauliche Durchbildung eiſerner Eiſenbahnbrücken, 
„Vorſchriften für Eiſenbauwerke, Berechnungsgrundlagen für eiſerne Eiſenbahn⸗ 

brücken, 
3. Vorläufige Fertigungsvorſchriften für Eiſenbauwerke, 
4. Vorläufige Vorſchriften für die Lieferung von Eiſenbauwerken aus hochwertigem 
5 


wo 


Bauſtahl ST 48, 
Beſtimmungen des deutſchen Ausſchuſſes für Eiſenbeton, September 1925, 

6. Vorſchriften für die Überwachung und Prüfung der Brücken, Hallen und Dächer, 
auch bei der Prüfung der Bauentwürfe und der Abnahme der Bauten für Klein⸗ 
bahnen und Privatanſchlußbahnen nach Maßgabe des Erlaſſes des früheren Herrn Miniſters 
der öffentlichen Arbeiten vom 20. Auguſt 1906 — IV A. 18. 358 — (EV Bl. S. 487) zum 
Anhalt zu nehmen, ſoweit nicht für die genannten Bahnen geltende Sondervorſchriften 
dem entgegenſtehen. 

Bei den Vorſchriften zu 4. iſt auch die Anordnung der Deutſchen Reichs bahn⸗Geſell⸗ 
ſchaft — Hauptverwaltung — vom 11. März 1925 — 82. D. 4678 —, wonach zum Schutz 
des Zeichens „H“ auf den Setzköpfen der Nieten aus hochwertigem Stahl (vgl. Abſchnitt V 
der Vorſchriften) in den Gegenhaltern eine kleine Ausdrehung vorzuſehen iſt, zu beachten. 


J. A.: Schulze. 
An die Reichbahndirektionen — Kleinbahnaufſicht und Privatbahnaufſicht — in Preußen⸗Heſſen, 
ſowie nachrichtlich 


an die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin und den 
Herrn Verbandspräſidenten des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk in Eſſen. 


V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


1. Berufsſchulen. 


Erl. d. M. f. H. vom 22. Januar 1926 Nr. IV 16770/25, betr. die Genehmigung von 
Satzungen über Berufsſchulen. 


Bericht vom 23. November 1925 — A. VIII. 1812b —. 


Nach § 10 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die Erweiterung der Berufsſchulpflicht, vom 
31. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 367) iſt für die Genehmigung aller die Berufsſchulen 
betreffenden Satzungen, auch der auf Grund des Gewerbelehrerdienſteinkommensgeſetzes 
erlaſſenen, der Bezirksausſchuß zuſtändig. Dieſe Beſtimmung führt keine neue Genehmigung 
ein, ſondern überträgt lediglich die Zuſtändigkeit auf den Bezirksausſchuß in den Fällen, 
in denen die Beſtätigung der Satzungen auf Grund der Kreisordnungen dem Preußiſchen 
Staatsminiſterium und auf Grund der Landgemeindeordnung dem Kreisausſchuß übertragen 
iſt. Wo alſo durch das Kriegsgeſetz zur Vereinfachung der Verwaltung vom 13. Mai 1918 
(Geſetzſamml. S. 53), deſſen Gültigkeitsdauer durch das Geſetz vom 10. November 1925 
(Geſetzſamml. S. 157) weiter verlängert iſt, die Genehmigung von Satzungen in Fortfall 
gekommen iſt, wird durch § 10 Abſ. 2 des Geſetzes vom 31. Juli 1923 eine neue Geneh⸗ 
migungspflicht nicht begründet. In Artikel 2 Ziff. 1 des Kriegsgeſetzes vom 13. Mai 1918 
wird für die Städte die Genehmigung auf Satzungen, die die Bildung oder Zuſammen⸗ 
ſetzung der ſtädtiſchen Körperſchaften betreffen, beſchränkt; alle anderen Satzungen bedürfen 
daher der Genehmigung, ſolange das Kriegsgeſetz beſteht nach preußiſchem Recht nicht. 
ie Genehmigung von Kreis- und Landgemeindeſatzungen iſt indeſſen durch das Kriegs⸗ 
geſetz nicht berührt, für dieſe kommt ſomit nach $ 10 des Geſetzes vom 31. Juli 1923 
der Bezirksausſchuß als genehmigende Stelle in Frage. 
8 Anders iſt die Rechtslage, wenn die Städte eine Satzung entweder auf Grund des 
3 120 der Reichsgewerbeordnung allein, durch die bekanntlich nur die dort in Abſ. 3 ge⸗ 
nannten Jugendlichen der Berufsſchulpflicht unterworfen werden können, oder in Verbin⸗ 
dung mit dem Geſetz vom 31. Juli 1923 erlaſſen haben. In dieſen Fällen bleibt, ſoweit 
ſich die Satzung auf den § 120 a. a. O. ſtützt, die Genehmigung des Bezirksausſchuſſes 
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erforderlich; dieſe beruht auf § 142 a. a. O., alſo auf Reichsrecht und kann durch landes⸗ 
geſetzliche Beſtimmungen nicht beſeitigt werden. Die Satzungen, bei denen eine Genehmi⸗ 
gungspflicht hiernach noch in Frage kommen kann, können nur die Einführung der Berufs⸗ 
ſchulpflicht und die zur Sicherung eines regelmäßigen Schulbeſuchs erforderlichen Maß⸗ 
nahmen zum Gegenſtande haben. Satzungen über die Erhebung von Schulbeiträgen ſind 
ſtets auf Grund preußiſchen Rechts erlaſſen und bedürfen daher in Städten der Genehmi⸗ 
gung, ſolange das Kriegsgeſetz vom 13. Mai 1918 beſteht, nicht. 


J. A.: Dr. von Seefeld. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in Caſſel 
und zur Kenntnisnahme 


an die übrigen Herren Regierungspräſidenten und an das Provinzialſchulkollegium für die 
Provinz Brandenburg und von Berlin, Abteilung III in Berlin-Lichterfelde. 


2. Fachſchulen. 


Erl. d. M. f. H. vom 14. Januar 1926 Nr. IV 13666, betr. Vorkenntniſſe der in 
höherre Maſchinenbauſchulen nen aufzunehmenden Schüler. 


Wie mir übereinſtimmend aus allen höheren Maſchinenbauſchulen bekannt geworden 
iſt, entſprechen die Vorkenntniſſe der neu aufgenommenen Schüler in der Regel nicht mehr 
den Vorausſetzungen, die bei der Feſtſtellung des Lehrplans dieſer Schulen im Erlaß vom 
26. Juli 1910 — IV 8912 — maßgebend waren. Ein Grund hierfür iſt außer anderem 
zweifelsohne noch in den Nachwirkungen der Kriegsverhältniſſe auf die Vorbildung der 
Schüler zu ſuchen. Daneben iſt aber nicht zu verkennen, daß die jetzt zur Regel gewordene 
Ausdehnung der praktiſchen Tätigkeit auf drei Jahre und mehr das auf der vorbereitenden 
Schule erworbene mathematiſche Wiſſen und Können ungünſtig beeinflußt, und zwar um ſo 
mehr, je rückhaltloſer ſich der Praktikant der Verfolgung ſeines Ausbildungszieles hin⸗ 
gegeben hat. Die Einführung einer Aufnahmeprüfung zum Nachweiſe ausreichender 
mathematiſcher Vorkenntniſſe würde dieſen Verhältniſſen erſt dann gerecht werden können, 
wenn alle Praktikanten Gelegenheit gehabt hätten, ſich auf dieſe Prüfung vorzubereiten; 
das iſt vorläufig nicht der Fall. Ich werde deshalb bis auf weiteres von dieſer Maß⸗ 
nahme, gegen die übrigens auch andere gewichtige Gründe ſprechen, abſehen. 

Dagegen halte ich es für erfolgverſprechend, wenn die Schulen die Praktikanten ſchon 
frühzeitig auf die Bedeutung ausreichender mathematiſcher Vorkenntniſſe für den erfolg⸗ 
reichen Beſuch der Schulen eindringlich hinweiſen und ihnen Mittel an die Hand geben, 
ihren Wiſſensſtand darin zu befeſtigen und erforderlichenfalls zu vermehren. Die in 
meinem Erlaß vom 14. Dezember 1925 — IV 17 660 — angegebenen Maßnahmen werden 
die Schulen mit den künftigen Schülern in dauernde Verbindung bringen. Es beſteht 
daher die Möglichkeit, ſie, wie in Dingen ihrer praktiſchen Ausbildung, auch in der hier 
in Frage ſtehenden Richtung zu beeinfluſſen und zu fördern. In vielen Fällen wird es 
genügen, ſie zur regelmäßigen Teilnahme an etwa beſtehenden mathematiſchen Unterrichts⸗ 
lehrgängen außerhalb ihrer praktiſchen Arbeitszeit zu veranlaſſen und ſich darüber Beſuchs⸗ 
beſcheinigungen vorlegen zu laſſen. Wo ſolche Lehrgänge nicht vorhanden ſind, wird die 
Schule verſuchen müſſen, zu der erforderlichen Beſchäftigung mit mathematiſchen Wieder⸗ 
holungsaufgaben ſelbſt Gelegenheit zu geben, etwa in der Weiſe, daß ſie regelmäßig — 
vielleicht unter Bezugnahme auf ein geeignetes Lehrbuch oder eine Aufgabenſammlung — 
Aufgaben ſtellt und ſich die Löſungen vorlegen läßt. Es kann ſich dabei natürlich nicht 
um einen eigentlichen Fernunterricht handeln, deſſen Durchführung die Schule zu ſehr 
belaſten würde, ſondern lediglich um eine loſe Form der Anleitung, die bei zweckmäßiger 
Handhabung ſich doch als wertvoll erweiſen kann. Dabei werden ſich auch vorhandene 
Lücken im Wiſſen und mangelnde Übung ſehr bald feſtſtellen laſſen, denen ſich durch 
Stellen geeigneter Aufgaben vielfach abhelfen laſſen wird. Gegebenenfalls wird die Zu⸗ 
hilfenahme von Privatunterricht dringend anzuraten ſein. Das Letztere wird ſich beſonders 
bei ſolchen Praktikanten empfehlen, deren Schulabgangszeugnis nicht genügende Noten 
in Mathematik aufweiſt. 

Praktikanten, die auf die Anregungen und Bemühungen der Schule in der hier 
angegebenen Richtung nicht oder nur läſſig eingegangen ſind, können bei der Aufnahme 
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unter Angabe des Grundes übergangen werden, falls ſich ihre Kenntniſſe bei einer Nach- 
prüfung als unzureichend erweiſen. 
Über den Erfolg dieſer Maßnahmen ſehe ich einem Berichte zum 1. Mai 1927 
entgegen. 
. . . Überdruckle) iſt (ſind) beigefügt. 


J. V.: Dönhoff. 
An die Herren Regierungspräſidenten, in deren Bezirken ſtaatliche höhere Maſchinenbau⸗ 


ſchulen gelegen find, und an das Provinzial- Schulfollegium, Abt. III, in Berlin⸗ 
Lichterfelde. 


VI. Nichtamtliches. 


Bücherſchau. 
(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſoſern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrag herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 

Weg und Ziel. Literariſcher Anſchauungsſtoff für den Unterricht der Bürger⸗ 
und Lebenskunde. Herausgegeben von Gewerbeoberlehrer Walter Krefting unter 
Mitarbeit der Gewerbelehrerinnen L. Berretz, E. Rehbein und der Handelsoberlehrerin 
G. Gchönewald. Hermann Hillger Verlag, Berlin WI. Preis 15 Ru. 


Schaffensfreude und Lebens kunſt. Ein Handbuch für aufſtrebende Menſchen, 
insbeſondere für junge Männer aus Induſtrie, Handel und Gewerbe zu fröhlichem Schaffen 
und ſtraffer Berufstüchtigkeit; ein Wegweiſer durch die Wirrniſſe jugendlichen Gemüts⸗ 
lebens zu ſittlicher Kraft und gutem Lebenserfolg. Von Ludwig Schwenk⸗Verlag Holland & 
Joſenhans in Stuttgart. Preis 6 RM. Bei Sammelbeſtellungen und Abnahme von 
mindeſtens 10 Stück ermäßigt ſich der Preis auf 5,50 K. K. 


Bauordnung für die Stadt Berlin vom 3. November 1925 mit Sachregiſter 
und Anhang, enthaltend wichtige ergänzende Erlaſſe, Verordnungen und Geſetze. Von 
Mar Hahn. Verlag Max Galle, Berlin 17. 


Schriften der Deutſchen Liga der freien Wohlfahrtspflege. Heft 1. Das 
Aufwertungsgeſetz vom 16. Juli 1925. Für die Praxis der Wohlfahrtspflege. Von 
Dr. A. Philipsborn. Berlin 1925. 


Angeſtelltenverſicherungsgeſetz. Textausgabe. V. Aufl. Von Dr. Heinz Jäger, 
München. C. H. Beck'ſche Verlagsbuchhandlung, München 1926. 


Carl Heymanns Verlag in Berlin WZ. 
Gedruckt bei Julius Sittenfeld in Berlin WE. 


